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INHALT
Nr. Seite Aktz. Tagd. Entsch.

1 Einheitliche Tat im nutm cll Mvhtlichen Sinne bei Trans­
port des Kaufgeldes /um llrtäubungsmittelliefcranten 
für den Erwerb einer frilheien und gleichzeitige Über­
nahme einer weiteren Hetaulningsmittelmengc. Die Be­
zahlung einer zuvor "auf Kommission" erhaltenen Be- 
täubungsmittelmcnge aus Anlass der Übernahme einer 
weiteren Bctäubungsmittelmenge verbindet beide Umsatz- 
geschäfte zu einer einheitlichen Tat............................................ 1

2 Fahrlässigkeit i.S.v. § 29 Abs. 4 BtM G beim Handcltreiben
mit Betäubungsmitteln. Die für die Fahrlässigkeit maßgeb­
lichen Sorgfaltspflichten bestimmen sich wesentlich anhand 
der einzelfallbezogen zu beurteilenden Vorhersehbarkeit des 
Umstands, mit Betäubungsmitteln i.S.v. § 1 Abs. 1 BtM G 
tatbestandlich umzugehen............................................................ 11

3 Zwingender Ausschluss der Öffentlichkeit für die Schluss-
vorträge aller Verfahrensbeteiligten bei Vorliegen der Vor­
aussetzungen des § 171b Abs. 3 Satz 2 G V G ........................... 23

4 Die zur Ausfüllung des Straftatbestands der Steuerhinterzie­
hung (§ 370 AO ) vorgenommenc Auslegung von § 3a Abs. 4 
Nr. 1 U StG , wonach der dort verwendete Begriff der "ähnli­
chen Rechte" Emissionszertifikate einschließt, verstößt we­
der gegen das Analogieverbot des Art. 103 Abs. 2 G G  noch ge­
gen den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit gemäß Art. 49 Abs.
1 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union............  29

5 Der Ablauf der Verjährungsfrist wird zwar durch ein auf
Einstellung des Verfahrens wegen örtlicher Unzuständigkeit 
lautendes Prozessurteil gehemmt (§ 78b Abs. 3 StGB). Diese 
Wirkung endet jedoch mit Eintritt der Rechtskraft des Pro- 
zcssurteils und dem dadurch bewirkten Abschluss des Ver­
fahrens. Wird das Verfahrens durch die Staatsanwaltschaft 
fortgeführt, ist die Verjährungsfrist so zu berechnen, als 
wäre ihr Ablauf nicht gehemmt gewesen.................................. 40

6 Handeln mit Tötungsabsicht kann beim vorsätzlichen T ö­
tungsdelikt strafschärfend berücksichtigt werden, ohne dass 
gegen das Verbot der Doppelverwcrtung von Tatbestands- 
merkmalcn (§ 46 Abs. 3 StGB) verstoßen wird. D as Tatgericht • 
ist verpflichtet, auch gegenläufig wirkende strafmildernde 
Gesichtspunkte, die sich aus den Vorstellungen, Zielen und 
Absichten des Täters ergeben können, zu berücksichtigen.. 54
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